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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Institutionen und Volksrechte

Weil die Behandlungsfrist für das Postulat von Nadine Masshardt (sp, BE) verstrichen
war, ohne dass ihre Forderung nach Massnahmen für ein zukunftsfähiges Milizsystem
behandelt worden war, wurde das Postulat Mitte März 2021 abgeschrieben. Die
Sozialdemokratin hatte sich im «Jahr der Milizarbeit 2019» einen Bericht gewünscht, in
dem politische Massnahmen ausgearbeitet worden wären, mit denen das Interesse und
die Motivation für die politische Arbeit auf kommunaler Ebene im Rahmen von
Milizämtern gesteigert werden sollte. Immer mehr Gemeinden hätten Mühe, genügend
Personal für die kommunalen Behörden zu finden. 
Der Bundesrat hatte in seiner Antwort die Ablehnung des Postulats beantragt. Das
Milizsystem sei «ganz klar eine tragende Säule unserer Demokratie», so die Regierung in
ihrer Stellungnahme. Dies gelte aber auch für den Föderalismus: Das Milizsystem auf
kommunaler Ebene müsse von den Kantonen und Gemeinden selber gesichert werden. 1

POSTULAT
DATUM: 19.03.2021
MARC BÜHLMANN

Parlamentsmandat

Die Diskussionen um das Milizsystem hielten auch 2015 an. Laut einer Studie von Avenir
Suisse hat in den letzten Jahren das zivilbürgerliche Engagement stark abgenommen
und zwar nicht nur in Vereinen, sondern auch in der Politik. Da diese immer komplexer
und anspruchsvoller werde, finde man auf nationaler Ebene praktisch keine
Milizpolitikerinnen und -politiker mehr; auf kantonaler Ebene nehme die
Professionalisierung ebenfalls zu: Mehr als die Hälfte der kantonalen Politikerinnen und
Politiker würden mehr als 10 Stunden pro Woche für die politische Arbeit aufwenden.
Am meisten mit dem abnehmenden Engagement zu kämpfen habe die kommunale
Ebene, wo vor allem in den Kleinstgemeinden kaum noch politischer Wettbewerb
herrsche. Der Think-Tank schlug als Gegenmassnahme einen obligatorischen,
allgemeinen Bürgerdienst vor – laut der Zeitung Le Temps scheine allerdings sogar
Avenir Suisse «peu convaincu» vom eigenen Vorschlag zu sein: Auf Rückfrage der
Zeitung habe nämlich sogar der Direktor von Avenir Suisse, Gerhard Schwarz,
zugegeben, dass das Hauptproblem, nämlich die Erosion von Werten wie Bürgersinn
oder Solidarität, auch mit einem Bürgerdienst wohl kaum zu lösen sei.  
Weiter angeheizt wurde die Diskussion um den «Mythos» Milizparlament bzw. die
Frage, ob sich politische Arbeit überhaupt noch in Teilzeitpensen bewältigen lasse
(Tages-Anzeiger), durch den Rücktritt von Alec von Graffenried (gp, BE) aus dem
Nationalrat. Als Grund für die Niederlegung seines Mandats gab der Berner Politiker an,
das politische Amt, seinen Beruf, seine Verbandstätigkeit und Zeit mit seiner Familie
nicht mehr unter einen Hut zu bringen.  
Im Juli versuchte schliesslich auch Economiesuisse eine Lanze für das Milizparlament zu
brechen. Es gebe leider immer weniger Unternehmer in Bundesbern, die aber als
solche wichtige ökonomische Inputs liefern könnten. Der Verband appellierte deshalb
an Unternehmen, das mittlere und obere Kader bei der politischen Arbeit zu
unterstützen. Das Milizsystem als Pfeiler des Erfolgs der Schweiz könne so wieder
gestärkt werden, gab etwa Heinz Karrer der Tribune de Genève zu Protokoll. 2
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Die Diskussionen um das Milizsystem wurden Anfang 2016 durch eine Ankündigung von
Christoph Blocher, eine Initiative zur Abschaffung des Berufsparlaments lancieren zu
wollen, neu entfacht. Massnahmen gegen die «Classe politique» hätten im Parlament
keine Chance, deshalb wolle er ein Volksbegehren lancieren, mit dem die Bezüge der
Parlamentsmitglieder gekürzt werden sollten. Ein Pauschalsalär – Blocher forderte CHF
50'000 – solle die verschiedenen Vergütungen zwischen CHF 120'000 und 150'000
ersetzen. Die Forderung, die Blocher bereits kurz nach seinem Rücktritt aus dem
Nationalrat gestellt hatte, wolle er als Privatmann realisieren. 
In den Medien wurden Parlamentsmitglieder zum Vorschlag befragt: Während Roland
Büchel (svp, SG) die Idee unterstützte und darauf hinwies, dass im Parlament Leute
sitzen müssten, die daneben arbeiten und «im realen Leben verankert sind», gab
Sebastian Frehner (svp, BS) zu bedenken, dass mit der Lohnsenkung auch der
Arbeitsaufwand gesenkt werden müsste. Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL)
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hingegen hielt in Anbetracht von Aufwand und Ertrag die momentane Entschädigung für
angemessen und Beat Jans (sp, BS) warnte, dass er mit weniger Entschädigung und
weniger Zeit eine Vorlage wohl nicht mehr genau prüfen könne. Im Gegensatz zu Peter
Keller (svp, NW), der vor immer mehr «verkappten Berufspolitikern» warnte, die durch
Annahme von Mandaten nicht nur den Milizgedanken untergruben, sondern sich
dadurch auch abhängig machten, hielt Jacqueline Badran (sp, ZH) eine genügende
Entschädigung von Parlamentsmitgliedern für die eigentliche Bedingung politischer
Unabhängigkeit. Ansonsten müsste man sich entweder in den Sold der Wirtschaft
begeben oder sonst könnten sich nur noch Reiche wählen lassen. 
Die Medien zitierten zudem verschiedene Studien, die zeigten, dass das Milizparlament
«längst ein Mythos» sei, da es aufgrund der Komplexität der Geschäfte kaum mehr
möglich sei, nebenamtlich Politikerin oder Politiker zu sein. Es wurde auch darauf
hingewiesen, dass die Schweiz im internationalen Vergleich ein sehr kostengünstiges
Parlament habe. Eine neue, Ende 2016 erschienene Studie aus Lausanne (Pilotti 2017)
zeigte, dass im Zeitraum von 1910 bis 2016 sowohl eine Professionalisierung des
Parlaments als auch eine zunehmende Demokratisierung der Rekrutierung der
Mitglieder im Sinne einer Öffnung für neue soziale Schichten stattgefunden hat.
Diskutiert wurde auch die gesellschaftliche Unterstützung der Milizidee: Das
Milizsystem sei auch deshalb unter Druck, weil es zwar überall gelobt werde, aber die
Milizarbeit vor allem auch auf lokaler Ebene kaum honoriert werde. Immer weniger
Menschen seien bereit, politische Freiwilligenarbeit zu übernehmen. Dies werde zudem
von den meisten Arbeitgebern auch nicht sonderlich unterstützt. Gefordert wurden
etwa flexible Arbeitszeiten oder die Möglichkeit für Home-Office. 3

Freiwilligenarbeit und Milizsystem gelten als wichtige Elemente in der Schweizer Politik.
Dabei wird auch häufig die Frage gestellt, wie freiwilliges Engagement im Rahmen von
öffentlichen Ämtern valorisiert werden könnte. Mit einem Postulat wollte Michaël
Buffat (svp, VD) den Bundesrat beauftragen, in einem Bericht mögliche Systeme
aufzuzeigen, mit denen Parlamentsarbeit honoriert werden könnte. Buffat schlug etwa
eine Zertifizierung von Erfahrungen und Leistungen vor, wie dies durch die Schweizer
Kader-Organisation bei Offizieren bereits geschehe. Damit könnte man im
internationaler werdenden Arbeitsumfeld nicht nur zeigen, dass Milizarbeit einen Wert
habe, sondern auch seine Chancen auf dem Arbeitsmarkt erhöhen. 
Der Bundesrat teilte zwar das Anliegen, durch Milizarbeit erworbene Kompetenzen zu
valorisieren, sah das Anliegen der Zertifizierung aber bereits als grösstenteils erfüllt an.
Dies könnte der Grund dafür sein, weshalb es das Postulat nicht in die
parlamentarische Beratung schaffte und entsprechend nach zwei Jahren unbehandelt
abgeschrieben wurde. 4
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